
asyl aktuell 3/2023

12 10 jahre gegen unmenschlichkeit

10 Jahre Gegen Unmenschlichkeit – 
Für eine menschliche 
Flüchtlingspolitik
Die Initiative Gegen Unmenschlichkeit – 
Für eine menschliche Flüchtlingspolitik 
kurz GU, trat im Jahr 2013 mit in fünf 
Kernforderungen an die damalige 
Regierung und alle im Parlament 
vertretenen Parteien heran.  
Von Christoph Riedl

Um es kurz zu machen: Sehr viel ist nicht 

weitergegangen in den letzten Jahren. 

Eher im Gegenteil. Zehn asylpolitisch tur-

bulente Jahre hatten zur Folge, dass heute 

viele politisch Engagierte und Flüchtlings- 

und Menschenrechtsorganisationen froh 

sind, dass durch den Regierungseintritt 

der Grünen wenigstens ein Stillstand in 

der alljährlichen „Verschärfungsspirale“ 

eingetreten ist.

Umgekehrt heißt das aber auch: Ver-

besserungen von ohnehin schon viel zu 

lange bestehenden unhaltbaren Zustän-

den sind auch nicht in Sicht.

Auf das zivilgesellschaftliche Engage-

ment in der Flüchtlingskrise 2015/16, 

folgte der Rückschlag durch die angeb-

liche Schließung der Balkanroute 2017 und 

die Ausrufung des „Endes der Willkom-
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die sie gepflegt haben, in Spanien nie-

manden. Diese Abschiebung war selbst 

nach der Judikatur des Europäischen Ge-

richtshofes für Menschenrechte „rechts-

konform“. Wie kann das möglich sein? Wie 

kann es jemals dem humanitären Anspruch 

und den Werten einer Gesellschaft entspre-

chen, eine sterbende Frau aus ihrem famili-

ären Umfeld zu reißen und in ein für sie 

völlig fremdes Land zu schicken? Ein mo-

derner Sozialstaat muss auch Humanität 

zeigen können, sonst läuft er Gefahr, in die 

Barbarei abzudriften. Der Fall zeigt: Das 

„humanitäre Bleiberecht“ ist für die öster-

reichische Politik ein Fremdwort geblieben. 

Sich nur noch an das zu halten, was gerade 

(noch) nicht menschenrechtlich verboten 

ist, ist viel zu wenig. Das geltende soge-

nannte „humanitäre Aufenthaltsrecht“ hat 

mit Humanität im eigentlichen Wortsinn 

wenig zu tun, es setzt bestenfalls um, was 

völkerrechtlich geboten ist: Das Recht auf 

Privat- und Familienleben, wie es in der 

Menschenrechtskonvention verankert ist. 

Für Fälle, wie jenen der sterbenden Frau, 

wo wirklich Humanität, also Menschlichkeit 

gezeigt werden müsste, ist das aber 

schlichtweg zu wenig. Das berühmt ge-

wordene Zitat von Bundespräsident Van 

menskultur“. Einer der Höhepunkte dieser 

Rückwärtsbewegung war in Österreich 

durch die Diffamierung von Helfer:innen in 

ganz Europa durch den damaligen Außen-

minister Sebastian Kurz mit seiner Aussage 

aus dem März 2017 erreicht: „Der NGO-

Wahnsinn muss beendet werden.“ Kurz be-

zog sich damals auf die Rettung von Ertrin-

kenden aus dem Mittelmeer. Die Kriminali-

sierung der Helfer:innen hält bis heute an.

Zu den damaligen Forderungen von 

Gegen Unmenschlichkeit:

Erste Forderung
Sicherstellung, dass gut integrierte  
Personen nicht abgeschoben, Familien 
nicht zerrissen und humanitäre Umstän-
de berücksichtigt werden. 

Wir erinnern uns an die – rechtswidrige – 

Abschiebung der Schülerin Tina, ihrer 

Schwester und ihrer Mutter im Jänner 2021 

nach Georgien. Die Hilfsorganisationen for-

derten daraufhin eine Sanierung des hu-

manitären Bleiberechtes, denn diese Ab-

schiebungen waren nicht nur kaltherzig 

und völlig unverständlich, sondern Behör-

den und Innenminister waren auch keines-

wegs rechtlich dazu verpflichtet. Das Kin-

deswohl ist damals eben nicht – wie es die 

Bundesverfassung verlangen würde – vor-

rangig beachtet worden. Und Tina, die seit 

Dezember 2021 wieder in Österreich lebt, 

wartet bis heute auf eine Entschuldigung 

des damaligen Innenministers Karl Neham-

mer.

Rechtskonforme Unmenschlichkeit
So wurde im Dezember 2017 eine schwer 

krebskranke Frau, die nicht mehr allzu lan-

ge zu leben hatte, aus einem Quartier der 

Caritas in Graz geholt, und im Rahmen des 

Dublin-Verfahrens nach Spanien geflogen. 

In Österreich hatte sie zwei Schwestern, 
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Ganz klar ist: Menschenrechte und  
Menschenwürde sind unteilbar und überall 
gültig. Asyl ist auch kein Gnadenakt,  
sondern ein Recht. An diesen Grundsätzen 
muss sich endlich auch die österreichische 
Asylpolitik orientieren.

Heinz Patzelt, Generalsekretär Amnesty  
International Österreich
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Amt für Fremdenwesen und Asyl (BfA) ge-

gründet. Damit war nun eine einzige Behör-

de, sowohl für die Gewährung von Asyl, 

subsidiärem Schutz und Bleiberecht zustän-

dig. Diese All-Inclusive-Prüfung soll seither 

in einem einzigen Verfahren über diese drei 

Verfahrensausgänge entscheiden. Doch die 

Fälle, in denen es menschenrechtlich be-

denklich wird, sind in der Praxis meist jene, 

in denen das Asylverfahren zwar schon ne-

gativ abgeschlossen wurde, es aber (noch) 

zu keiner Abschiebung gekommen ist.

Wenn die Integration jedoch nach Ab-

schluss des Asylverfahrens erfolgt ist, Kin-

der in Schulen integriert sind oder Erwach-

sene im Beruf, und diese neuen Tatsachen 

im Verfahren nicht berücksichtigt wurden, 

ist nach geltendem Recht ein separater An-

trag auf humanitären Aufenthalt möglich. 

Nur ist es derzeit so, dass der Ausgang die-

ses Bleiberechtsverfahrens nicht abgewar-

tet werden muss, egal wie viel Zeit ins Land 

gezogen ist.

Der mehrfache österreichische  

Taekwondo-Staatsmeister Junadi Sugaipov 

war ein Musterbeispiel gelungener Integra-

tion. Er spricht perfekt Deutsch, engagierte 

sich ehrenamtlich als Trainer, hatte  

einen Job in Aussicht, arbeitete in einem 

Projekt zur Deradikalisierung Jugendlicher 

mit. Es fällt schwer sich vorzustellen, was 

er sonst noch leisten hätte können, um in 

den Augen der Behörde als integriert zu 

gelten.

Zwei Tage nach seiner Abschiebung 

nach Russland war die Verhandlung seines 

Bleiberechtsantrages am Bundesverwal-

tungsgericht angesetzt. Für den Richter 

wäre es wohl wichtig gewesen, sich  

ein persönliches Bild vom Grad der Integra-

tion machen zu können. Der fehlende Ab-

schiebeschutz während des Bleiberechts-

verfahrens hat dem Richter die Möglichkeit 

genommen über eine Zukunft des gut  

der Bellen: „So sind wir nicht!“ aufgreifend, 

stellt sich beim humanitären Bleiberecht 

tatsächlich die Frage: Wie wollen wir sein? 

Wie human wollen wir sein?. Die Frage 

kann durch das Völkerrecht nicht beant-

wortet werden, sondern nur durch An-

stand in der Politik und eine gefestigte 

Wertehaltung, die den Beamt:innen die nö-

tigen Spielräume gibt, tatsächlich humani-

täre Entscheidungen zu treffen.

Abschiebungen im laufenden 
Verfahren
Ein weiteres eklatantes Problem, das die 

geltende Bleiberechtsregelung für die Be-

troffenen gefährlich und oft auch wir-

kungslos macht: Anträge auf Bleiberecht 

haben keinen wirksamen Abschiebeschutz 

während ihrer Prüfung.

Zwei Monate nachdem die Initiative 

Gegen Unmenschlichkeit – Für eine 

menschliche Asylpolitik ihre Forderungen 

der Politik übergeben hatte, wurde das 
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Viele Asylsuchende haben in ihren  
Herkunftsländern und auf dem Weg nach 
Europa einen wahren Albtraum aus Gewalt 
und Missbrauch durchlebt. Es gehört auch 
zu unserer Aufgabe die österreichische Be-
völkerung sowie die Politik an die Schick-
sale dieser Menschen zu erinnern und ei-
nen anständigen und menschlichen Um-
gang mit allen Asylsuchenden  
einzufordern!

Mario Thaler, Geschäftsführer Ärzte ohne Grenzen
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richtig. Das Asylrecht steht nämlich nicht 

über den anderen Menschenrechten, son-

dern gleichbedeutend daneben.

Zweite Forderung
Effektiver Zugang zum Arbeitsmarkt 
nach längstens sechs Monaten sowie un-
gehinderten Zugang zu Schul- und Wei-
terbildung für Asylsuchende.

Während es seit 1992 für Asylwerber:innen 

unter der Einschränkung des Ausländerbe-

schäftigungs-Gesetzes und die Ausländer-

beschäftigungs-Verordnung noch möglich 

integrierten jungen Mannes zu entschei-

den.

Ein Verfahren, dessen Ende nicht ab-

gewartet wird, bietet keinen Schutz. Wenn 

die Entscheidung, ob jemand bleiben  

darf oder nicht, in einem Wettrennen zwi-

schen Gericht und Abschiebebehörde  

endet, bleibt die Rechtsstaatlichkeit auf  

der Strecke.

Wenn von den Innenminister:innen in 

spektakulären Abschiebefällen immer nur 

auf die negative Asylentscheidung verwie-

sen wird, die eben in einem Rechtsstaat zu 

respektieren sei, dann ist das nur zum Teil 

10 jahre gegen unmenschlichkeit

Inserat der Initiative 
Gegen 
Unmenschlichkeit in 
Der Standard
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Anders als in der Sozialhilfe, in der es 

die Möglichkeit der „Aufstockung“ gibt, 

wenn das verdiente Einkommen nicht aus-

reicht, um den Lebensunterhalt zu bestrei-

ten, fehlt eine solche Regelung in der 

Grundversorgung. Ganz im Gegenteil, wer 

ein Einkommen über der Zuverdienstgren-

ze hat, riskiert aus dem Quartier geschmis-

sen zu werden.

Das heißt in der Praxis: Wer das Ziel 

hat, auf eigenen Beinen zu stehen, muss 

vom ersten Tag an gleich so viel verdienen, 

dass sie:er keine Unterstützung mehr be-

nötigt, muss eine eigene Wohnung finden, 

die Kosten für Kaution und Einrichtung 

selbst aufbringen, obwohl auch ein Anspa-

ren während der Grundversorgung verbo-

ten ist. Wer scheitert und den Job wieder 

verliert, kann auf keine Unterstützung hof-

fen und muss zurück ins Grundversor-

gungsquartier. Die angemietete Wohnung 

muss wieder aufgeben werden, was sich 

bei befristeten Mietverträgen als schwierig 

erweist. Oft bleibt vom Traum auf ein ei-

genständiges Leben nur ein Berg von 

Schulden. Menschen, die sehr gerne für 

sich selbst und ihre Angehörigen sorgen 

war in staatlicher Bundesbetreuung zu 

wohnen und gleichzeitig arbeiten zu ge-

hen, war damit ab 2004 endgültig Schluss.

Der damalige Arbeitsminister Barten-

stein verfügte einen Erlass, der die Arbeit 

von Asylsuchenden auf Saisontätigkeit in 

der Landwirtschaft und Gastronomie be-

schränkte. Zeitgleich löste das Grundver-

sorgungsgesetz die alte Bundesbetreuung 

ab und beendete die Praxis, wonach je-

mand einfach einen finanziellen Beitrag für 

Kost und Logis leisten konnte, um weiter 

im Quartier wohnen zu dürfen. Ab nun 

gab es die Zuverdienstgrenze von 110 Eu-

ro pro Monat. In Kombination mit dem 

Bartenstein-Erlass war Asylsuchenden da-

mit legale Arbeit de facto verboten.

Auch wenn der Bartenstein-Erlass im 

Sommer 2021 durch den Verfassungsge-

richtshof gekippt wurde, ist es bis heute 

für Asylsuchende extrem schwierig aus 

dem Asylquartier heraus eine Beschäfti-

gungsbewilligung zu ergattern.

Das Grundversorgungssystem wur- 

de im Laufe der Zeit immer mehr zur Ver-

botszone. Arbeiten war und ist uner-

wünscht.

Am 7. Juni 2013 war 
es dann soweit: in ei-
ner Pressekonferenz 
wurde unser Aufruf 
detailliert vorgestellt. 
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wo es gute Initiativen gibt, sind sie auf das 

Engagement einzelner Bundesländer zu-

rückzuführen. 

Nur ein Bruchteil der älteren Jugend-

lichen kann nach Ende der Schulpflicht ei-

ne Ausbildung absolvieren. Insgesamt sind 

es nach einer IFES-Studie im Auftrag der 

Österreichischen Bundesjugendvertretung 

(Dezember 2015) nur 14 Prozent, die eine 

Lehre oder eine Ausbildung absolvieren. 

Nur 31 Prozent besuchen eine Schule 

(Neue Mittelschule oder Polytechnischer 

Lehrgang). Der große Rest sitzt auf der 

Bettkannte in ihrer:seiner wenig bis gar 

nicht adäquaten Unterkunft und wartet 

aufs Erwachsenwerden.

Noch immer entscheidet die „Bleibe-

wahrscheinlichkeit“ ob Asylsuchende ei-

nen kostenlosen Deutschkurs zur Verfü-

gung gestellt bekommen. Diese „Bleibe-

wahrscheinlichkeit“ wird durch eine Ver-

ordnung des Innenministeriums ermittelt. 

Demnach sind lediglich Geflüchtete aus 

Syrien berechtigt die kostenlosen Kurse 

des Österreichischer Integrationsfonds 

(ÖIF) zu besuchen, weil nur sie mit hoher 

Wahrscheinlichkeit eine Asylanerkennung 

bekommen. Dass Geflüchtete aus Afgha-

nistan mit einer ebenso hohen Wahr-

würden, werden durch die beschriebenen 

extrem hohen Hürden vom Arbeitsmarkt 

ferngehalten.

Hohe Hürden trotz 
Arbeitskräftemangel
Immer häufiger absolvieren Asylsuchende 

Ausbildungen in Mangelberufen und kön-

nen auch eine Arbeit antreten. Doch über 

ihnen hängt das Damokles-Schwert eines 

negativen Ausgangs ihres Asylverfahrens. 

Ein Wechsel zu einer Aufenthaltsberechti-

gung, wie die Rot-Weiß-Rot-Karte ist ihnen 

versagt. Der sogenannte „Spurwechsel“, 

also der Wechsel aus dem vorläufigen Auf-

enthaltsrecht während des Asylverfahrens 

in einen dauerhaften Aufenthalt aufgrund 

ihrer Beschäftigung, ist nicht möglich.

In letzter Konsequenz führt das zur 

Abschiebung der in Österreich ausgebil-

deten Pflegekraft, während gleichzeitig 

Anwerbeaktionen für Pflegekräfte in Viet-

nam, oder auf den Philippinen stattfinden. 

Oder wie es Migrationsforscherin Judith 

Kohlenberger ausdrückt: „Wir haben der-

zeit eine paradoxe Situation, in der man 

auf der einen Seite Leute anwirbt, die dann 

auch noch weiterqualifiziert werden müs-

sen und auf der anderen Seite sind schon 

Leute im Land, die mit hoher Wahrschein-

lichkeit hierbleiben und deren Versorgung 

dem Staat ja auch Geld kostet, jedoch nicht 

zum Arbeitsmarkt zugelassen werden.“

Etwa 15.000 Asylsuchende leben der-

zeit in den Grundversorgungseinrich-

tungen der Länder. Nach Abzug von Per-

sonen, die nicht im Erwerbsalter sind, ge-

rade Betreuungspflichten haben oder aus 

gesundheitlichen Gründen nicht arbeiten 

können, wären es circa 7.500 – 10.000 Per-

sonen, die dem Arbeitsmarkt zur Verfü-

gung stehen könnten, wenn sie dürften.

Auch im Zugang zu Bildungsangebo-

ten gibt es wenig Fortschritte. Und dort, 
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Migration ist ein Teil unserer gesellschaft-
lichen Realität und Asyl ein besonderes 
Recht, dem Österreich in vollem Umfang 
nachkommen muss. Die Augen und die 
Landesgrenzen zu schließen ist, menschen-
rechtswidrig und unmenschlich.

Ernst Berger, Psychiater und Psychotherapeut
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ein „Quartier“ in einer Aufnahmeeinrich-

tung zugewiesen. Diese Beherbergung 

von Asylsuchenden in den Erstaufnahme-

einrichtungen des Bundes wird den  

Anforderungen an eine menschwürdige 

und auch rechtskonforme Unterbringung 

seit Jahrzehnten aber nicht wirklich  

gerecht.

Am 1. Dezember 2020 wechselte die 

Betreuung von der Firma ORS zur Betreu-

ungsagentur des Bundes (BBU). Dieser 

Wechsel birgt die Möglichkeit zur Reform 

der Flüchtlingsunterbringung und hätte 

wohl auch das Potenzial dazu. Strategische 

Fehler der Politik, wie die Aufnahme der 

Vertriebenen aus der Ukraine ins Grund-

versorgungssystem, anstatt ihnen Zugang 

zur Sozialhilfe zu ermöglichen, oder das 

Festhalten am de facto Arbeitsverbot, füh-

ren zu einer permanenten Überforderung 

des Systems, das eine Neuausrichtung na-

hezu verunmöglicht. 

Doch anstatt von einer Unterbrin-

gungskrise zur nächsten zu stolpern, sollte 

der Moment der Neuübernahme durch ei-

ne nach wirtschaftlichen Kriterien gema-

nagte Gesellschaft die Gelegenheit zum 

Nachdenken bieten.

Welche Art des menschenwürdigen 

Wohnens und der Betreuung ist für Men-

schen, die in Österreich um Schutz ansu-

chen, notwendig? 

In der derzeitigen Praxis ist die Fest-

stellung wer „besonders schutzbedürftig“ 

ist und deshalb mehr Betreuung braucht, 

höchst lückenhaft. Die Unterbringung in 

den verschiedenen Quartierformen folgt 

daher meist dem Zufall und hängt von  

der Aufnahmebereitschaft der einzelnen 

Bundesländer ab.  Dazu kommen weiter-

hin viel zu niedrige Kostenersätze für die 

Unterbringung, insbesondere für Men-

schen mit einem erhöhten Betreuungsbe-

darf. 

scheinlichkeit subsidiären Schutz erhalten 

und ebenfalls dauerhaft aufenthaltsbe-

rechtigt sein werden, wird einfach unter 

den Tisch gekehrt.

Dritte Forderung
Eine an menschlichen Bedürfnissen ori-
entierte Grundversorgung mit flächen-
deckender professioneller Betreuungs-
struktur, die Eigenverantwortlichkeit un-
terstützt und auch realistische Möglich-
keiten der Eigenversorgung vorsieht.

Mit der Übernahme der Betreuung durch 

die staatliche Agentur BBU ist die Grund-

versorgung jener Bereich mit der tiefgrei-

fendsten Veränderung der letzten Jahre. 

Dennoch sind die Baustellen, welche die 

fast 20 Jahre bestehende Kooperation von 

Innenministerium und Bundesländern hin-

terlassen haben, groß. Es besteht drin-

gender Reformbedarf.

Asylwerber:innen bekommen, nach-

dem sie einen Asylantrag gestellt haben, 
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Wer je im fernen Ausland war, kann sich 
folgende Situation vergegenwärtigen: An-
gekommen ohne Geld, ohne Kenntnis der 
Landessprache, ohne Möglichkeit zur Be-
rufsausübung, ohne einen Platz, um sich 
hinlegen zu können, angefeindet zu wer-
den…; keine Hoffnung auf Rückkehr – und 
das alles vielleicht auch noch mit Frau und 
Kindern! Ich unterstütze die Initiative mit 
meiner Unterschrift.

Rupert Vierlinger, Linz
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Und schließlich gibt es die Gruppe der 

Personen, die aufgrund ihrer sexuellen 

Orientierung oder ihrer Geschlechtsidenti-

tät besonders geschützt werden müssen 

und nicht in einem Standard-Quartier  

untergebracht werden können oder wol-

len. Solche Quartiere benötigen ein Sicher-

heitskonzept und entsprechende Zu-

gangskontrollen.

Die Forderung nach einer Grundver-

sorgung, die an menschlichen Bedürfnis-

sen orientiert ist und eine flächende-

ckende professionelle Betreuungsstruktur 

bietet, sowie die Eigenverantwortlichkeit 

der Neuangekommenen unterstützt  

und auch realistische Möglichkeiten  

der Eigenversorgung vorsieht, ist bei  

weitem noch nicht umgesetzt. Dennoch  

ist der BBU zuzutrauen hier die notwendi-

gen Impulse zu setzen. Wenn man sie 

lässt.

Vierte Forderung
Eine komplette und übersichtliche Über-
arbeitung der österreichischen Asyl- und 
Fremdengesetze, sowie öffentlich finan-

Betreuungskonzepte liegen vor
Anders als während der Zeit der „privati-

sierten“ Betreuung, könnte und sollte die 

verstaatlichte, aber ausgelagerte „Bundesa-

gentur“ eigenständige Betreuungskonzepte 

entwickeln.

Ein modernes Betreuungssystem 

könnte seine Aufmerksamkeit auf ein aus-

führliches und vertrauliches Aufnahmege-

spräch, unmittelbar nach Ankunft in der 

Erstaufnahmeeinrichtung legen. In diesem 

Gespräch sollte die individuelle Vorgeschich-

te erhoben und festgestellt werden, ob die 

Person einen besonderen Betreuungsbedarf 

hat, oder aufgrund anderer Merkmale be-

sonders geschützt werden muss.

In einer zweiten Phase soll dann eine 

Form der Unterbringung ermittelt werden, 

die den Bedürfnissen der jeweiligen Person 

am ehesten entspricht. So ist es zum Bei-

spiel sinnvoll eine alleinstehende Frau mit 

Kleinkind gemeinsam mit anderen alleinste-

henden Frauen unterzubringen. Für die  

Betreuung entsteht dadurch kein Mehrauf-

wand, für das Sicherheitsgefühl und das 

Wohlbefinden der Frau macht das aber ei-

nen großen Unterschied. Für Frauen, die Ge-

walt erleiden mussten, sollte es Zugang zu 

Gewaltschutzeinrichtungen geben. Für Men-

schen mit psychischen und/oder physischen 

Beeinträchtigungen braucht es spezielle 

Quartiere mit ausreichend Fachpersonal.

Wir fordern Unterbringung und Be-

treuung für unbegleitete minderjährige 

Flüchtlinge.

Und für allein reisende Kinder und Ju-

gendliche braucht es neben der Obsorge ab 

dem 1. Tag endlich Unterkünfte, die den 

Betreuungsstandards der Kinder und Ju-

gendhilfe entsprechen. Es kann und darf in 

der Betreuung keinen Unterschied machen, 

ob ein Kind als Flüchtling nach Österreich 

gekommen ist, oder schon länger hier auf-

gewachsen ist.

10 jahre gegen unmenschlichkeit

Ist ein Kind nach Österreich geflüchtet, ist 
es NICHT in erster Linie Kind, sondern  
zuerst einmal Flüchtling. Aber ein Kind, ist 
immer ein Kind. Und hat Bedürfnisse, wie 
jedes andere Kind auch. Mit den Worten 
des SOS-Kinderdorf-Gründers Hermann 
Gmeiner gesprochen: „Alle Kinder dieser 
Welt sind unsere Kinder.“

Christian Moser, Geschäftsführer SOS-Kinderdorf 
Österreich
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Die Verstaatlichung der 
Rechtsberatung
Einen Tag bevor die Ibiza-Bombe platze 

beschloss das Parlament mit türkis-blauer 

Mehrheit die Verstaatlichung der Rechts-

beratung. Der damalige Innenmister Her-

bert Kickl wollte die Rechtsberatung unter 

die Kontrolle des Innenministeriums brin-

gen. Dasselbe Ministerium, das die nega-

tiven Asylbescheide erlässt, sollte nach sei-

ner Idee auch für die Beschwerden und 

Rechtsmittel gegen diese Bescheide zu-

ständig sein.

Umgesetzt wurde das bereits be-

schlossene Gesetz dann aber von der neu-

en türkis-grünen Regierung. In Verhand-

lungen mit dem Justizministerium ist es 

dann gelungen die in der BBU angesiedelte 

Rechtsberatung einigermaßen abzusichern. 

Die Organisation der Rechtsberatung 

wurde in einer eigenen Abteilung angesie-

delt und deren Leitung fachlich weisungs-

frei gestellt ist. Damit ist gesichert, dass 

alle inhaltlichen Fragen zur Beratung und 

Vertretung von Asylsuchenden, weisungs-

frei entschieden werden können. An die 

Rechtsberater:innen dürfen im Einzelfall 

keine fachlichen Weisungen ergehen. Ein 

Qualitätsbeirat, für dessen Besetzung u.a. 

dem UNHCR, der Österreichischen Vereini-

gung der Richterinnen und Richter sowie 

dem Österreichischen Rechtsanwaltskam-

mertag ein Nominierungsrecht zukommt, 

soll die Qualität der Rechtsberatung ge-

währleisten.

Doch auch wenn die Rechtsberatung 

derzeit qualitätsvoll arbeiten kann, gibt es 

zahlreiche Defizite. Die Rechtsberater:innen 

der staatlichen Agentur sind zur Ver-

schwiegenheit verpflichtet und können 

sich nicht – so wie eine NGO das selbstver-

ständlich tun würde – an die Öffentlichkeit 

wenden, wenn sie grobe Missstände wahr-

nehmen. Der Aufsichtsrat unter Vorsitz des 

zierten unabhängigen Rechtsbeistand 
für Menschen, die um Schutz ansuchen

Wie eingangs erwähnt, sind heute Flücht-

lings- und Menschenrechtsorganisationen 

so wie viele politisch Engagierte froh,  

dass durch den Regierungseintritt der  

Grünen wenigstens ein Stillstand in der  

alljährlichen „Verschärfungsspirale“ einge-

treten ist.  

Umgekehrt heißt das aber auch: Ver-

besserungen von ohnehin schon seit vie-

len Jahren unhaltbaren Zuständen sind 

auch nicht in Sicht. Dem Vernehmen nach 

lag unter der türkis-Blauen Regierung von 

Kurz und Strache bereits ein fertiger Ent-

wurf für eine „Neukodifikation“ des  

Asyl- und Fremdenrechts in der Schubla-

de. Eine Reform, die wohl abermals nicht 

zu einer Verbesserung oder Stärkung des 

Flüchtlingsschutzes in Österreich geführt 

hätte.

Der zweite Teil wurde Realität, aber 

leider nicht in der Form wie sich das die 

Zivilgesellschaft und Flüchtlingsorganisati-

onen vorgestellt haben. Wobei teilweise 

dann doch, aber gegen den Willen der 

Initiator:innen von Türkis und Blau.

10 jahre gegen unmenschlichkeit

Flüchtling zu sein ist schon schlimm, von 
anderen abzuhängen erst recht. Es gibt 
aber die mitmenschliche Verantwortung, 
wobei ich bedaure, dass Solidarität heute 
manchmal ein Fremdwort ist. Ohne  
Solidarität gibt es aber keine gemeinsame 
lebenswerte Welt.

Erhard Busek, Institut für den Donauraum und  
Mitteleuropa 



asyl aktuell 3/2023

21

Österreich hat in den Jahren nach 2015  

eine sehr seltsame Allianz mit den „Vise-

grád-Staaten“ gebildet und blockiert seit-

dem positive Veränderungen auf europä-

ischer Ebene.

Die Bemühungen der letzten Jahre, 

den Flüchtlingsschutz solidarisch in Europa 

zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten zu 

organisieren, müssen wohl als gescheitert 

betrachtet werden. 

Nach der großen Fluchtbewegung 

2015/2016 gab es in ganz Europa einen 

sehr lauten Ruf nach mehr Gemeinsamkeit 

in der europäischen Asylpolitik. Es war 

deutlich geworden, dass nur wenige Län-

der sich an der Aufnahme von Asylsuchen-

den beteiligt hatten. Die EU-Institutionen 

erarbeiteten und diskutierten ein umfas-

sendes Reformpaket zum Gemeinsamen 

Europäischen Asylsystem, das während der 

österreichischen EU-Präsidentschaft 2018 

unmittelbar vor der Beschlussfassung 

stand.

Doch auch diese Einigung scheiterte. 

Zu groß waren inzwischen die gegensätz-

lichen Interessen: Während ein Teil der 

Innenministeriums bleibt weiterhin ein 

Problem: Die Nähe zum Staat ist viel zu 

groß und lässt Zweifel an der vollständigen 

Unabhängigkeit zu. Und die Konstruktion 

steht auf tönernen Beinen. Sie ist lediglich 

durch einen Rahmenvertrag abgesichert, 

der von einer neuen Regierung mit nur 

einem Federstrich beseitigt werden 

könnte.

Inzwischen hat der Verfassungsge-

richtshof einen umfangreichen Gesetzes-

Prüfbeschluss gefasst. Ein Ergebnis wird 

noch bis zum Jahresende 2023 erwartet. 

Möglicherweise heißt es dann: „Zurück an 

den Start.“

Fünfte Forderung
Asyllotterie beenden: Europa braucht  
ein solidarisches System der Flüchtlings-
aufnahme, daher auch umfassende Ge-
setzesbeschlüsse auf EU-Ebene, die euro-
paweit die o.a. Rechte und Standards für 
alle schutzsuchenden Personen in allen 
Mitgliedsländern sicherstellen – Öster-
reich möge dabei mit gutem Beispiel  
vorangehen.

10 jahre gegen unmenschlichkeit

Nie zuvor war es ge-
lungen, so eine große 
Anzahl von namhaften 
NGOs zu einer bedeu-
tenden Initiative zu-
sammenzuschließen. 
Wir trafen uns regel-
mäßig im Büro von SOS 
Mitmensch, Ute Bock 
kam auch persönlich zu 
uns.



asyl aktuell 3/2023

22

alle EU-Länder oder auch verpflichtende 

Flüchtlingsquoten durch die Hintertür 

strikt ab“. 

Zum Scheitern der Reform des euro-

päischen Asylsystems hat auch die Nutzung 

des rechtspopulistischen Diskurses mit  

dem Zweck der Maximierung erhaltener 

Wähler:innenstimmen beigetragen. An 

nachhaltigen Integrationslösungen, die 

durchaus zu Win-Win-Situationen für die 

Aufnahmeländer führen können, wird des-

halb gar nicht mehr gearbeitet. Stattdessen 

wird von vielen Regierungen unablässig am 

„Feindbild Flüchtling“ gezimmert und daran 

festgehalten.

Ausnahme Ukraine
Im starken Kontrast zu dem inzwischen 

jahrelang währenden Streit über eine faire 

Verteilung von Schutzsuchenden unter den 

EU-Mitgliedstaaten steht die unkompli-

zierte und sehr unbürokratische Aufnahme 

von 7,86 Millionen Ukraine-Vertriebenen in 

Europa. Besonders stark ist dieser Kontrast 

in Polen zu Tage getreten, wo ca. 7.000 

Schutzsuchende an der belarussischen 

Staats- und Regierungschefs einen gerech-

teren Verteilungsschlüssel für Schutzsu-

chende umsetzen wollten, waren die ande-

ren nur noch bereit über einen Ausbau des 

Grenzschutzes und eine Externalisierung 

des Flüchtlingsschutzes zu sprechen. Die 

sogenannten „Anlandeplattformen“, ein 

Konzept, das rechtlich nicht umsetzbar war 

und für das sich auch keine aufnahmebe-

reiten Staaten finden ließen, galten plötz-

lich vielen als Lösung.

Der nächste große Versuch der Wie-

derbelebung der festgefahrenen Reform-

pläne für das Gemeinsame Europäische 

Asylsystem (GEAS) folgte im September 

2020. Nach dem Vollbrand des Lagers  

Moria auf Lesbos stellte EU-Kommissions-

präsidentin Ursula von der Leyen den  

New Pact on Migration and Asylum vor. 

Doch auch dieser stieß vor allem bei  

den Visegrád-Ländern auf nicht viel  

Gegenliebe. Auch Österreichs damaliger 

Innenminister Karl Nehammer lehnte im 

Oktober 2020 die, seiner Ansicht nach von 

der EU-Kommission vorgeschlagene 

„Zwangsverteilung von Asylbewerbern auf 

10 jahre gegen unmenschlichkeit

Sehr enttäuschend und 
schwammig waren die 
Rückmeldungen von 
SPÖ und ÖVP. Michael 
Kerbler und ich haben 
allen Parteien Punkt für 
Punkt geantwortet.
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gung weniger tausend Menschen, die über 

Belarus in die EU gelangen wollten, war 

schnell von einer totalen Überforderung 

EUropas sie Rede. Kilometerlange Grenz-

zäune und Mauern wurden in Polen, aber 

auch in Litauen errichtet. Flüchtende Men-

schen wurden als Waffe in einem hybriden 

Angriff bezeichnet. Die EU-Kommission 

brachte Anfang Dezember 2021 einen Vor-

schlag für eine „Instrumentalisierungs- 

Verordnung“ auf den Weg, die den Staaten 

gestatten würde relativ willkürlich von zen-

tralen Verpflichtungen des EU-Asylrechts 

abzuweichen.

Drei Monate und drei Tage später 

setzte die EU nach dem russischen Überfall 

auf die Ukraine die Massenzustrom-Richtli-

nie in Kraft. 15,5 Millionen Menschen flo-

hen aus der Ukraine und alle Staaten Euro-

pas öffneten bereitwillig ihre Tore. Der 

Streit um die Verteilung war genau so ver-

gessen, wie das Verbot, sich sein Zu-

fluchtsland selbst aussuchen zu dürfen. 

Die Richtlinie sieht keinen Dublin-Mecha-

nismus vor und die Geflüchteten können 

sich frei im gesamten Raum der EU bewe-

Grenze zu einem defacto Aussetzen der 

Genfer Flüchtlingskonvention geführt ha-

ben, während an der Grenze zur Ukraine 

innerhalb kürzester Zeit 7,5 Millionen Men-

schen unkompliziert die Ein- oder Durchrei-

se gewährt wurde. 

Auch im derzeitigen europäischen 

Rechtsrahmen könnten die Mitgliedstaaten 

freiwillig Solidarität üben und die Prüfung 

von Asylanträgen an sich ziehen; leider ge-

schieht das aber kaum. Ein eindrückliches 

Beispiel dafür war das ohnehin beschei-

dene Relocation-Programm der EU-Kom-

mission 2015. Dieses zielte darauf ab, 

160.000 Schutzsuchende aus Griechenland 

und Italien in andere EU-Staaten umzuver-

teilen, und ist damals am Unwillen der Mit-

gliedstaaten gescheitert. Letztendlich wa-

ren es nur rund 28.600 Schutzsuchende, 

die in andere Mitgliedstaaten aufgenom-

men wurden.

Gäbe es einen gemeinsamen Willen zu 

einer tatsächlich gemeinsamen europä-

ischen Asylpolitik, wäre der derzeitige 

Rechtsrahmen ausreichend; auch ohne Än-

derungen.  

Wesentlich für die Vision einer posi-

tiven europäischen Asylpolitik ist aber 

auch, sich ernsthaft mit der Frage von ge-

schützten Einreisemöglichkeiten zu befas-

sen. Derzeit haben Schutzsuchende meist 

keine andere Möglichkeit als – meist unter 

extrem gefährlichen Bedingungen – irregu-

lär in ein EU-Land einzureisen, um einen 

Antrag auf internationalen Schutz stellen 

zu können.

Nach vielen Jahren des erbitterten 

Streits um jeden Millimeter in der Harmoni-

sierung der Asylsysteme, der allzu oft zu 

einer starken Verwässerung von ursprüng-

lich ambitionierten Vorhaben geführt hat, 

kam im Jahr 2022 ein Europa mit zwei sehr 

unterschiedlichen Gesichtern zum Vor-

schein. Ausgehend von der Fluchtbewe-

10 jahre gegen unmenschlichkeit

Zur Friedenspolitik gehört jedoch auch, 
dass es schon gar nicht soweit kommen 
sollte, dass Menschen zur Flucht getrieben 
werden. Da ist die internationale Politik  
gefordert in diesen Ländern Maßnahmen 
zu treffen, dass Friede in diesen Ländern 
herrschen kann.

Christian Ludwig Attersee, Maler, Bühnenbildner, 
Musiker und Schriftsteller
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Gerechtigkeit, Solidarität und die Gleich-

heit von Frauen und Männern auszeich-

net.“

Der Artikel 2 des EU-Vertrages bringt 

es deutlich auf den Punkt. Nicht immer  

höhere Zäune, nicht brutale Push-Backs 

und die Aufweichung der europäischen 

Grundwerte, nicht das Gegeneinander und 

auch nicht das: „Wir haben schon, jetzt 

sind die anderen dran!“, sondern die Rück-

besinnung auf die Grundwerte ist der 

Klebstoff, der die europäische Gemein-

schaft zusammenhalten kann.

gen, niederlassen und haben sofortigen 

Zugang zum Arbeitsmarkt.

So führte einerseits im Jahr 2022 die 

Ankunft einer relativ kleinen Anzahl von 

Schutzsuchenden, die über Belarus in die 

EU gelangen wollten, zu einer Art Not-

standspolitik, die in der Bereitschaft mün-

dete, zentrale Elemente der Genfer Flücht-

lingskonvention vorübergehend aussetzen 

zu wollen, und andererseits zu einer be-

reitwilligen Aufnahme von mehreren Milli-

onen Ukraine-Flüchtlingen. Vermutlich 

hatten zweiteres die Gründer:innen der 

Genfer Flüchtlingskonvention im Jahr  

1951 genau so vor Augen: „Die Werte,  

auf die sich die Union gründet, sind die 

Achtung der Menschenwürde, Freiheit, 

Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit 

und die Wahrung der Menschenrechte  

einschließlich der Rechte der Personen,  

die Minderheiten angehören. Diese Werte 

sind allen Mitgliedstaaten in einer Gesell-

schaft gemeinsam, die sich durch Plura- 

lismus, Nichtdiskriminierung, Toleranz,  

10 jahre gegen unmenschlichkeit

Schutzsuchende 
Menschen sind weder 
„Problem“ noch 
„Krise“. Es braucht 
endlich einen positiven 
und ressourcenorien-
tierten Umgang mit 
Geflüchteten.


